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Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem die 

Exekutionsordnung und das Unterhaltsvor­
schußgesetz geändert werden; 
Stellungnahme 

In der Anlage wird die Stellungnahme der Vereinigung 
der österreichischen Richter zum o.a. Gesetzesentwurf 
in 25-facher Ausfertigung übermittelt. 
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(Dr. Günter Woratsch) 

1. Vizepräsident 
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/ 
VEREINIGUNG DER ÖS'-rERREr'CHISCHEN RICHTER 

. Stellungnahme zum Ent\'mrf eines Bundesgesetzes , mit dem die· 

Exekutionsordnung und das Unterhaltsvorschußgesetz geändert 

'werden: 

. . - .. .:. -
Das Grundanliegen des EntiN'urfes, die finanzielle 

.:t 

Lebensgrundlage minderjähriger Kinder möglichst rasch durch 

eine besondere einstweilige Verfügung mit der Verpflichtung 
," 

des Elternteiles zur Leistung, 'eines einst\'ieiligen Unterhaltes 
, ' 

in Höh:e der jeweiligen FamilienbeihiJ,fe und durch die 

besonders einfache Nöglichkeit der Bevorschussung dieser 

einstwe,iligen'Verfügung zu sichern, ist anzuerkennen. Daß 

hiedurch ein l1ehrau:t;'\'land für die so ge-~',ä."'rten Unterhaltsvor-

,schüsse einerseits und durch die Mehrbelastung der Pfleg-

schaftsgerichte u.d.mit der Vorschußanweisung befaßten 

Abteilungen der Oberlandesgerichte andererseits entstehen 
" . 

viird, darf allerdings nicht übersehen werden. 

Die Gründe, die für eine solche unter erleichterten 

Vorauss~tzungen für das antragsteIlende Kind zu erlassende 

einst\·,eilige Verfügung sprechen und die Nichtanhörung des 
, , 

Antragsgegners vor der Erlassung rechtfertigen können, haben 

aber nur in den Fällen Geltung,' in \'lelchen bisher ein Unter':" 

haltstitel überhaupt fehlt und vom unterhaltspflichtigen 

Elternteil auch kein Unterhy-ltsbeitr§tg zuo.indest in Höhe der 

je\"eiligen Familienbeihilfe freiwillig laufend geleistet 

vlird. In Fällen, ir: welchen ein geringerer Unterhaltstitel 

bereits vorliegt, ist der UnterhCll tsbedarf des' Kindes \'iei t 

vleniger gef~rdet, weil der schon festgesetzte UnterhaI ts­

beitrag, bevorschußt ,'[erden kann, weil die Dauer eines Unter-

haltserhöhungsverfahrens daher in Kauf zu neh~en ist und in 

besonderen F~llen die Nöglichkeit eines Unterhaltsvorschusses 
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nach § 4 Z 2 UVG besteht. Leistet der unterhaltspflichtige 

. Elternteil aber regelmäßig einen Unterhaltsbeitrag zuaindest 

in Höhe der jeweiligen Faailienbeihilfe, dann ist eine 

unmittelbare Gefährdung der Lebensgrundlage des Kindes nicht 

gegeben, auch wenn der Unterhaltspflichtige mehr leisten 

könnte und daher ein Antrag auf Sch;affung eines höheren 

Ti teüs anhängig ist. Es 'wäre daher im Entwurdr des § 382 a EO 
, 

klarzustellen, daß einst'veiliger Unterhalt unter diesen Vor-

aussetzungen nur zu gm·Jähren· ist., wenn Uberhaupt kein Unter-

haltstitel besteht und vom unterhaltsPflichtigen Elternteil 

auch kein Unterhaltsbeitrag zumindest in Höhe der je\'leiligen .. 
Fgmilienbeihilfe freiwillig regelmäßig geleistet \'lird. Dem-

entsprechend vläre auch die vorgesehene Regelung des § 399 a 

Abs 1 ffimmm Z 1 EO zu fasseno 

, Wird eine solche einstwe~lige Verfligung zugleich mit 

einem Unterhaltsfestsetzungsantrag im Auß"erstrei tverfahren 

begehrt - dies wird wohl der häufigste Fall sein - so ist auf 

Grund der Regelungen der §§ 17 und 19 RPflG nicht klar, ob 

diese besondere einstweilige VerfU,gung in die Kompetenz des 

Rechtspflegers in Außerstrei tsach.en fällt, weil es sich nach 

allgemeiner Ansicht auch bei der Erlassung von einst'\,'leiligen 

Verfi.igu..Ylgen zur l'estlegung des einstweiligen Unterhsl tes 

zumindest formell um eine Verfahren nach der Exekutionsordnung 

handelto Es (lUGte daher klargestellt werden, daß in Rahnen des 

Pflegschaftvoriahrens auch alle Entscheidungen im Zusammen..'1.ang 

mit einstweiligen VerfUgungen im Sinne des § 382 a BO in die 

Ko~petenz 'des Rechtspflegeis in Außerstreitsachen f~llen, weil 

diesbezüglich eine Z~eigeleisigkeit zwischen Richter und Rechts-

pfleger im Pflegschaftsverfahren zu \'/6sentlichen Ersch\'iGrungen 

und Verzögerungen fUhren wlirde und daher völlig abzulehnen 
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wäre. 

Die Bezugnahrcle im Entvmrf des § 399 a EO auf § 386 EO 

ist nicht verständlich, \·:eil die dort getroffenen Regelungen 

auf eine "einstweilige Verfügung im Sinne des § 382 a EO nicht 

anwendbar sein können. Im Entwur'd des' §. ~99 a IE::mI Ab's 3, EO 

sollte es' ~ich tig laut'en ,,§ 399 Abs 2 EO gilt sinngemäß",., "Teil 

es einen § 399 Abs 3 EO nicht gibt o 

',' 

Zum. Entwurf d'es § 4 Z 5 UVG "I/Täre zweifelsfrei klarzu-

stelren, ob 1I •• innerhalb eines Honats ab Bewilligung der 

einst\"eiligen Verfügung .•• " innerhalb eines Honats ab dem 

Datum der einstweiligen Verfügung bedeutet. Es \1äre aber 

vorzuziehen, eine Nichtzahlung innerhalb von 14 Tagen ab 

Zustellung der einstweiligen Verfl5.gung an den un~erhal~spflic~:tigel 

Elternteil als Voraussetzung für die Bevorschussung zu norLlieren, 

weil die einstv,reilige Verfli.gung mit zusteillL."lg ,iJirksaw. \1ird 

und nur so der vorher nicht gehö orte unte::haltspflichtige 

Elternteil überhaupt die sichrer Höglichkeit zur Erfüllung 

der ihm auferlegten Verpflichtung hat. 
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